
Rechtsmittelbelehrung 
 
Gegen die vorliegenden Planentwürfe und die Pla-
nungszonen kann gemäss § 110 des Bau- und 
Planungsgesetzes (BPG) bis am 07. Juli 2017 
beim Planungsamt, Rittergasse 4, 4001 Basel von 
den Berechtigten schriftlich und begründet Ein-
sprache erhoben werden. 
 
Zur Einsprache ist berechtigt, wer von der Planung 
persönlich berührt wird und ein schutzwürdiges In-
teresse an ihrer Änderung oder Ablehnung hat  
oder wer durch eine besondere Vorschrift zum Re-
kurs ermächtigt ist. 

 
Aus der Begründung muss mindestens hervorge-
hen, warum das Vorhaben beanstandet wird. Wer 
nicht zur Einsprache berechtigt ist, kann Änderun-
gen anregen. 
 
Einsprachen können an betroffene Dritte weiterge-
geben werden, deren rechtliche oder tatsächliche 
Interessen durch den Ausgang des Verfahrens be-
rührt sein könnten. 
 
 


